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wird ein Arbeitsverhältnis aufgelöst, gilt es auch regelmäßig, die sozialversicherungsrechtliche Seite zu beachten.
Bei jeder Auflösung eines Arbeitsverhältnisses, an der ArbeitnehmerInnen mitwirken, droht die Verhängung einer Sperrfrist durch die Bundesanstalt für Arbeit. Sperrfristen werden in der Regel 
· bei Abschluss von Aufhebungsverträgen, auch wenn sie auf Wunsch des Arbeitgebers abgeschlossen werden, 
· bei der Verursachung einer Auflösung des Arbeitsverhältnisses durch den/die Arbeitnehmer/In (z.B. spielen bei häufigem Zuspätkommen und Vorliegen einer einschlägigen Abmahnung) 
· bei der Hinnahme einer rechtswidrigen Kündigung (Kündigungsschutz als Schwerbehinderter) gegen Zahlung einer Abfindung 
verhängt.

Nicht sperrfristbewährt ist die Kündigung durch den Arbeitgeber, für die der/die Arbeitnehmer/In keinerlei Veranlassung gegeben hat und in der Regel ein Aufhebungsvertrag, der im Rahmen eines Kündigungsschutzverfahrens von einem Arbeitsgericht vorgeschlagen und vor diesem protokolliert wird. Allerdings ist zu beachten, dass die Bundesanstalt für Arbeit an arbeitsgerichtliche Vergleiche oder Urteile rechtlich nicht gebunden ist. Sie hat z.B. von Amts wegen zu prüfen, ob eine/e Arbeitnehmer/In durch vertragswidriges Verhalten Anlass für die Beendigung des Arbeitsverhältnisses gegeben hat.
Eine Sperrfrist bedeutet, dass für die Zeit ab Ende des Arbeitsverhältnisses bis zum Ablauf von längstens 12 Wochen kein Arbeitslosengeld gezahlt wird und der Anspruch auf Arbeitslosengeld insgesamt um ¼ gekürzt wird.
Für Arbeitnehmer/Innen, die den Regelanspruch auf Arbeitslosengeld von zwölf Monaten haben, beschränkt sich die Wirkung der Sperrfrist also auf die Zahlungseinstellung von 12 Wochen ab Ende des Arbeitsverhältnisses.
Für ältere Arbeitnehmer/Innen, die längere Zeit beschäftigt sind, wird jedoch bis zu 32 Monaten Arbeitslosengeld gezahlt, so dass sich die Verhängung einer Sperrfrist z.B. für eine 57-jährige Arbeitnehmerin, die seit mindestens 64 Monaten pflichtversichert beschäftigt ist, so auswirkt, dass der Anspruch auf Arbeitslosengeld auf 24 Monate (um ¼) gekürzt wird. Diese Arbeitnehmerin erhielte also während der ersten 12 Wochen ein Arbeitslosengeld und dann nur für 24 Monate Arbeitslosengeld.
Ein Anspruch auf Arbeitslosengeld kann auch vollständig untergehen, wenn der/die Arbeitslose den Eintritt von Sperrzeiten mit einer Dauer von mindestens 24 Monaten gegeben hat.
Eine derartige Situation kann entstehen, wenn z.B. wegen Abschluss eines Aufhebungsvertrages eine Sperrfrist von zwölf Wochen verhängt wird und während des Laufes der Arbeitslosigkeit eine weitere Sperrfrist verhängt wird, weil ohne wichtigen Grund eine zumutbare Arbeit abgelehnt wird oder der/die Arbeitslose sich weigert, an einer beruflichen Eingliederungsmaßnahme teilzunehmen oder diese abbricht, ohne hierfür einen wichtigen Grund zu haben. In diesen Fällen entsteht ein Anspruch auf Arbeitslosengeld erst wieder, wenn in der Rahmenfrist von drei Jahren 12 Monate sozialversicherungspflichtige Tätigkeit erbracht wird.
Der/die Arbeitslose ist während des ersten Monats der Sperrzeit nicht krankenversichert, es besteht jedoch ein nachgehender Versicherungsschutz nach § 19 Abs. 2 SGB V für einen Monat, so dass hinsichtlich Arztbesuchen und Krankenhausaufenthalten sowie dem Bezug von sonstigen Sachleistungen, wie z.B. Medikamenten, keine Einschränkungen bestehen. Allerdings ruht der Anspruch auf Krankengeld soweit und solange wegen einer Sperrzeit das Arbeitslosengeld nicht bezahlt wird. Hält eine während einer Sperrzeit eingetretene Arbeitsunfähigkeit nach Sperrzeitablauf an, hat der Arbeitslose keinen Anspruch auf die 6-wöchige Leistungsfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit, die ansonsten durch das Arbeitsamt gewährt wird.
In der Rentenversicherung ist ein Kalendermonat, der voll mit einer Sperrzeit belegt ist, nach der herrschenden Meinung keine Anrechnungszeit für die Rentenversicherung. Er kommt nur als so genannter Überbrückungszeitraum in Betracht.
Die Auswirkungen von Sperrfristen sind somit gravierend. Selbst wenn eine Sperrfrist vom Arbeitsamt verhängt worden sein sollte, ist es in der Regel sinnvoll, diese Entscheidung durch einen fristgerechten Widerspruch und ggf. eine Klage vor dem Sozialgericht überprüfen zu lassen, da es durchaus vorkommt, dass Sperrfristen zu Unrecht verhängt werden, wie die umfangreiche Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes zu diesen Problempunkten zeigt. f:\\eurodata\\speech\\Windirsc\\D0009709.wav|NET9709
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